
II- 5 ~ 6 der. Beilagen zu den stenogr.1phischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gcsetzgebungsperiode 

Präs. : 11;, März ,972 No. ~6/FI 

A n tr a>g 

,der Abgeordneten Dr.GRUBEH, Dr.LEITNER, Dr.BLENK 
und Genossen 

betreffend ein Bundesgesetz zur Förderung der Erwachs~nen­

bildung aus Bundesmitteln (Bundes-Erwachsenenb1Idungsförde­

l"Ungsgese tz) . 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bunrlesgesetz vom ••..•.. zur Förderung der Erwachsenenbil~' 

dl.!ng aus Bundesmitteln (Bundes-ErwachsenenbildungsfHrderungs­

gesetz). 

Der Nationalrat ha:j; beschlossen:' 

Abschriitt I 

Allgc~eine Bestimmungen 

§ 1. Der Bund hat die Erwachsenenbildung im Rahmen seiner ge~ 

mäß Art.i7 B.-VG. entfalteten"Tätigkeit zu fördern. Zur 

Erwachsünollbilduilg im Sinne d 1e se s Blmdesg'ose tze s zählen 

freie, ~inrichtungen und Vorhaben, die außerhalb der Schu­

le ink6ntil'lu:i_e~rlicher und organisierter Weise der mensch­

lichen BLldung, insbesondere Bitt nachstehenden Zielsetzun~ 
. i 

gen diene,n: 
/' 

a) VernlLttlung vOlllYissen und Können für das private und 

~ffBntliche Leben, für Beruf und Freize~t 

b) FHr~erung-der F~higkeitund Bereitschaft zum selbsttäti­

gen Wisß~hserwerb 
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c) Befähigung zu selbständigem Urteil im öffentlichen und 

persönlichen Bereich sowie Förderung der Bereitschaft 

zur demokratischen Leti~nshaltung 

d) Hi lfe zur be sseren Le bensbew1:il tiQ;ung: lind zur !<'Örderung 

der musischen Anlagen und Interessen. 

§ 2. Förderungswtirdig im Sinne dieses Gesetzes sind jene Ein­

richtungen und Vorhaben, die der Erreichung der im § 1 

bezeichneten Ziele dienen und insbesondere folgende Auf­

gaben wahrnehmen: 

a) die Nachholung, Fortführung und Erwoiterung der Schul­

bildung 

b) die Fortführung und Erweiterung der Beurfsbildung 

c) die Weiterbildung zur besseren Bewältigung der persönli­

chen und beruflichen Probleme instiesondere durch 

politische und soziale Bildung, 

sittliche und religiÖse Bildung sowie 

musische Bildung 

d) die Aus- undl?ortbjldun!:~ von Envachsenenbildue1' (etnsch,ii.eß­

lieh der Volksbibliothekare) 

e) die Führung von Volksbüchereien. 

§ 3. Ausgenommen von einer Förderung nach dün Bastimmungeodie­

ses Bundasgesetzes sind: 

a) Einrichtungen, deren Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist 

b) die ansschließlJch innf!'!J0Lriebliche Berufshildung 

c) nicht Ö1feutliche Veranstaltungen jl1ristjscher Personen, 

die vorwiegend daren irnlerer Ziolsetzung dienen 
/ 

cl) VeranstcÜ tungen , dl e cl er Hi tgl i od 0 rwe rbung oder d er pol i­

tischen Werbung dienen 

e) Veranstaltungen der roligiösen Glaubensve~kündung im Rah­

men des Kultes 
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f) verans~altungen, die aus BundeSmittelnaußerhalb des 

Anwendungshereiche S elie ses Bundesgesetze s ge fördert .. 

werden. 

§ lf. Fördervngen im Sinne dieses Bundesgesetzes 'Sind 

a) finanzielle Leisttingen, insbesondere Zuschüsse zum Per­

sonal- oder·· Sachaufwand, Bauk.<>stenzuschUs~e, AnilUi tätett-, 

Zinsen- odeiKreditkostenzuschüsse und Darlehen, die der 

Bund einem anderen Rechtsträger aus Bundesmitteln für ei~ 

ne bereits erbrachte oder beabsichtigte Leistung einmalig 

oder laufend zur Verfügung stellt, 

b) personelle oder sach~iche Ergänzung der Einrichtungen der 

Erwachsenenbildung 

c) fachliche Unterstützung durch den Bundesstaatlichen Volks...,. 

bildungsreferent~n. 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Unterricht und Kunst hat zu­

mindest zwei Drittolder im ToilheIt zum Bundesvoranschlag 

ohne besondere Wfdmung fUrdie Förderung der Erw~chsenen~ 

bildung vorgesehenen Mittel den gesamtösterreichischen Ein­

richtungen der Erwachsenenbildung nach Maßgabe eines unter 

Anhörung des Beirates für Erwachienenbildung zu erstellen­

den Jahresplanes zuzuteilen. 

(2) 41s gesamtbsterreichische Einrichtutigen gelten solche, 

die in mimlBstens fünf' Bundesländern Zl'/eigstellen oder ak-
/ ~ 

ti ve f-Ii tgli ed sverd~n6 haben."Der Bund e smini ster für Unter-

richt und Kunst hat diese Einrichtungen im Verordnungs­

blatt kundzumach~n. 

(3) Der restliche Betrag der in Abs .. l genannten Nittel ist 

zur Förderung von juristischenPer~onen zu verwenden, die 

a) ihren Sitz im Inland haben 

h) e:ine Bildungsarbeit im Sirme des § lauf d<JmSektor der 
. . 

Erwric~sBnenbildung leisten und 

c) keine(FHrderungsmittel im Wege einer gesamtösterreichi­

scheJ Einrichtung (Abs.l) erhalten. 
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(4) Die den Einrichtungen gemäß Abs.3 zukommenden Mittel 

dürfen für eine einzelne Einrichtung nicht j~nen Betrag 

übersteigen, der einer gesamtösterreichischen Einrichtung 

gemäß Abs.1 und Abs.2 auf Grund des zu erstellendon Jah­

resplanes zugeteilt wird. 

§ 6. (1) Der Förderungsempfänger hat zugewährleist~?: 

a) die Sicherstellung eines entsprechenden Bildungsabgebo­

tes auf eine dem angestrebten Ziel angemessene Dauer 

durch Einsatz fachlich qualifizierter Mitarbeiter und 

Anwendung sachgerechter Hethoden in geeigneten Räumlicb- . 

keiten 

b) die allgemeine Zugänglichkeit der Veranstaltungen; 

eine Einschränkung ist nur im Hinblick auf allenfalls 

notwendige Vorkenntnisse und dia ErfUllung formaler Bo­

dingungen (zeB. Anmeldung) zulässig. 

c) CI i e Fre iwi lligke i t d er 'fe i Inahme an den Vüranstal tungeü. 

(2) Die gesamtösterreichischen Einriohtungen gömäß § 5 Abs.2 

haben, um in den Genuß einer Förderung nach dan B~sttmmln­

gen dieses Bundesgesetze~ zu kommen, jeweils bis zum 31. 

März die Zllteilung von Förderungsruitteln für das laufen­

de Kalenderjahr beim Bundesminister ftir Unterricht ,und 

Kunst ~~c1trJ ftli. eh zu beantragen. 

(3) Juristische Personen gemäß § 5 Abs.3 haben in ihrem An­

trag dBn Zweck;-"ftir dou elie Förderungsmittel Verwendung 
\ 

fJHden soLl ton, g<?rJ.«u anzuge bGn. 

(Li) Die wüJmungsgemäße VCl'lvcndnng der Fö:t'(lerung~mi ttcl ist 

dem Dundesministeriuill fUr Unterricht und Kunst bis 30-

April des der Zuweisung folgenden Jahres nachzuweisen. 

Übor VorJJnl{~en des genannt'3n Bundesmtniste:riums sind die­

sem Nachlteis die entsprechenden Belege zur Einsichtnahme 

anzHschl.i oßcn. 

(5) Bedingungen, die zu einer Beeinträchtigung der Freiheit 

dür gBfd~dertGn Einrichtungen bezUglich ihrer Progran~-
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und Lehrplangestaltung, ihrer pädagogischen Nethoden und 

der Auswahl ihrer Mitarbeiter ftihreri könnten, s{rtd tinzu­

lässig. 

Abschnitt 11 

Beirat für Erwachsen~nbildung 

§ 7. (1) Zur Beratung des Bundesministers für Unterricht und 

Kunst in Fragen der Erwachsenenbildung, deren Förderung 

und weiteren Ausbaues wird ein Beirat bestellt. 

(2) Diesem Beirat gehören als.Hi tgU.edel' an: 

a)Je zwei Vertreter der gesamtösterreichischen Einrichtun­

gen der Erwachsenenbildung ge~äß § 5, Abs.~ 

b) Zwei Vortreter jener Einrichtunp,;en, die gemäß § 5, Abs.3· 

zu :fördern sind 

c) Je ein Vertreter der Bundeskammer der gewerblichen Wirt­

sChaft,des Österreichischen Arbeiterkammertages, der Prä­

sidentenkonferellz der Landwirts.chclftskammern, des Landar­

beiterkarnmertages, des Österreichischen Geworkschaftsbun­

des und der Vereinigung österreichischer Industrieller 

d) Zwei von der Landoshauptmännerkonfoyenz zu nomini.srende 

Vertreter der Buridesländer 

c) Je ein Vertreter des Sttidtebundes und des Gemeindabundes. 

(3) Zu den S:ltzunEeiJ~"d,es Beirates können Personen mi.t bera-

tender Stimme beigezogen werden. 

(4) Den Vorsitz im Beirat fUhrt der Btindesministar für Unter­

richt und Kunst oder ein von ihm b0stellterFunki.;ionär sei­

nes .t-Hnisteriums. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung 

nicht teil. 

(5) Die Geschäftsführung des Beirates obliegt dem nUndesmini­

sterium für Unterricht und Kunst. 

/ 
I 
! 
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AbschnittIII 

Sc;hlußbe s ti_mmungen· 

§ 8. (1) Den in dan Bundesländern bestellten Bundesstaatlichen 

Volksbildungsreferenten obliegt es, in Unterordnung unter 

das BUD.desministerimn für Unterricht und Kunst die Erwach­

senenbildung besonders zu fördern. Sie haben dabei das 

Einvernehmen mit der zuständigen Landesregierung zu pfle­

'gen. 

(2) Bei künftiger Bestellqng von Bundesstaatlichen Volks­

bildungsreferonten ist die zuständige Landesregioru:q.g an­

zuhören. 

§ 9. Mit der Durch~tihrung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­

minister für Unterricht und Kunst betraut. Hiebel bleiben 

die Bestimmungen tiber don Wir~ungsberaich anderer Bundes­

minister bei Förderung der Erwachsenenbildung nach anderen 

Vorschriften unherührt. 

In formerler Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag einer er­

sten Lesung zu unterzieiJen und htel'auf dfl~l j\ußschuB~füI' Unter­

richt und Kunst zuz:'Hif:ll.scn • 
...-/j. 
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